Rechtsfähigkeit 

der Verwaltung des vereinigten Wirtschaftsgebietes „Bundesrepublik in Deutschland". 

Gemäß Artikel 133 des Grundgesetzes für die Bundesrepubik in Deutschland tritt „Der Bund" in die „Rechte 
und Pflichten" der „Verwaltung" des „Vereinigten Wirtschaftsgebietes" ein. 

Wer oder was „Der Bund" ist kann dahingestellt bleiben. 

Die „Bundesrepublik in Deutschland" mit ihren Behörden ist gemäß Artikel 133 GG jedenfalls nur eine 
teilrechtsfähige, öffentlichen Verwaltung (§ 1 (4) VwVfG) deren Rechte und Pflichten das 
Verwaltungsverfahrensgesetz bestimmt und begrenzt. 

Abgrenzung der rechtlichen Definition von Amt und Behörde: 

Ämter 

sind weisungsbefugt, Entscheidungsträger, Rechtssubjekte mit Rechtsfähigkeit 
Behörden 

sind Aufgabenstellen der öffentlichen Verwaltung, Dienstleister ohne eigene Rechtsfähigkeit 

Gemäß Artikel 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik in Deutschland bekennt sich das „deutsche 
Volk" zu den Menschenrechten. Nach modernem westlichen Verständnis ist eine „Republik" eine 
Herrschaftsform „bei der das Staatsvolk höchste Gewalt des Staates und oberste Quelle der Legitimität ist. 

Deutschland ist aufgrund des Bekenntnises zu den Menschenrechten ein Bekenntnisstaat (Hierokratie). 

Das „Deutsche Amt für Menschenrechte" repräsentiert seit dem 22.11.2009 als Prärogativorgan gemäß 
Transzendenzbezug des Grundgesetzes Art. 1 GG und den Landesverfassungen das deutsche Volk und somit 
Deutschland. 

Das „Deutsche Amt für Menschenrechte" ist nach dem Prinzip des Laizismus (Trennung zwischen 
Bekenntnis und Staat) Grundrechtsträger als Prärogativorgan des deutschen Volkes das Deutschland 
völkerrechtlich repräsentiert (Notar Johst Matthies Tostedt Urkunde 113 (ICHR) und 114 (ZEB) aus 2009). 

Das Internationale Zentrum für Menschenrechte und der Zentralrat Europäischer Bürger („Netzwerk 
Menschenrecht") sind öffentlich-rechtliche und vorkonstitutionelle Grundrechtsträger als Prärogative 
gemäß Transzendenzbezug des Grundgesetzes in Deutschland (gemäß Art. 1, 25, 140 GG mit verbrieftem 
Vergaberecht nach Art. 137, 138 WRV). 

Aus diesen Grundrechtsträgern wurde das Amt für Menschenrechte am 22.11.2009 gegründet. Das „Amt 
für Menschenrechte" (Art. 137 (3) GG) wird im Auftrag der Grundrechtsträger des „Netzwerks 
Menschenrecht" mit unverletzlichem und unveräußerlichem Recht laut Art. 1 (2) GG vollständig als 
originärer Rechtsträger in den inneren Angelegenheiten Deutschlands tätig. 

Das deutsche Amt für Menschenrechte ist eine originäre, nicht von Staaten abgeleitete, öffentlich- 
rechtliche Gewalt (BVerfGE 18 (386); 30 (415), 42 (312)) nach Art. 140, 25, 1 GG als Gebietskörperschaft 
öffentlichen Menschenrechts. 

Das Volk definiert sich über sein Bekenntnis. Jede Person in Deutschland die sich durch öffentliche 
Personenstandserklärung zur natürlichen Person gemäß BGB erklärt hat gehört zur 
Bekenntnissgemeinschaft „Menschenrecht". Das Volk als Bekenntnisgemeinschaft bildet zusammen mit 
verwandten Bekenntnisgemeinschaften den Verband mit Körperschaftsstatus „Bekenntnissgemeinschaft 
Menschenrecht" zu allseitiger Erfüllung, der durch das gemeinsame Bekenntnis gestellten Aufgaben der 

• Dienstherrenfähigkeit, 
Organisationsgewalt, 
Rechtssetzungsgewalt, 
Parochialrecht, 



öffentliches Sachenrecht, 
Besteuerungsrecht und 
Insolvenzunfähigkeit. 

Die universale Menschenrechtsverfassung vom 22.11.2009 der Bekenntnissgemeinschaft als 
Grundrechtsträger ist am 15.12.2009 notariell an das Bundeskanzleramt, Bundespräsidialamt, Bundestag, 
Bundesrat und weitere Behörden der Bundesrepublik in Deutschland und ihrer Verwaltungsbezirke, den 
Länden zugesandt worden. Widerspruch ist nicht erfolgt. Der Akt wurde durch Veröffentlichung im 
Deutschen Amtsblatt rechtswirksam und rechtsverbindlich. 

Amtshilfe für Behörden der Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" durch das „Deutsche Amt für 
Menschenrechte" ist nicht möglich, da Behörden der Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" als 
Verwaltung keine Ämter besitzten und nicht rechtsfähig sind. 

Das Verwaltungsverfahrensgesetz für die Bundesrebublik in Deutschland gilt gemäß § 2 
(VwVfG) insbesondere nicht für die Tätigkeit von Bekenntnisgemeinschaften wie Kirchen, 
Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften und ihren Verbänden und Einrichtungen. 

Die Bundesrepublik ist offenkundig nach den eigenen Gesetzen nicht rechtsfähig. Ohne Rechtsfähigkeit 
sind Legislative, Judikative und Exekutive der Bundesrepublik in Deutschland nicht an unmittelbares Recht 
gebunden (Art. 1 (3) GG). 

Nach § 37 PartG liegt eine illegal organisierte Unverantwortlichkeit der Bundesrepublik in Deutschland vor. 
Denn die Legislative der Bundesrepublik in Deutschland wird von politischen Parteien bestimmt die jedoch 
nur „nicht rechtsfähige Vereine" sind. 

Die Bundesrepublik in Deutschland ist als Verwaltung des „Bundes" eine Personengesellschaft ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit und als solche nur teilrechtsfähig (Zonenvertrag). Ausdrücklich gilt nach § 37 PartG die 
Nichtanwendbarkeit der Vorschriften aus § 54 Satz 2 BGB nach denen aus einem Rechtsgeschäft, das im 
Namen eines „nicht rechtsfähigen Vereins" gegenüber einem Dritten - oder gegenüber den Deutschen als 
Volk und Staatsbürgern - vorgenommen wird, niemand haftet. 

Unverantwortliche und im Bezug auf Menschenrechte oft ungebildete Vertreter politischer Parteien als 
gewählte, angebliche „Volksvertreter" können nur Unverantwortlichkeit an Gesetzgebung, Justiz und 
Exekutive weitergeben. Unmittelbare Rechte und Amtshaftung scheiden grundsätzlich aus. 

§ 52 ZPO belegt diese offenkundige Tatsache der Prozeßunfähigkeit im Umkehrschluß: 

Eine Person ist insoweit prozeßfähig, als sie sich durch Verträge verpflichten kann. 

Nach § 37 PartG in Verbindung mit der Nichtanwendbarkeit des § 54 BGB sind politische Parteien der 
Bundesrepublik nicht rechts-, geschäfts-, prozeß- und parteifähig. Ihre „Volksvertreter" sind also unmündig 
und unverantwortlich wie Entmündigte die ohne fremde Hilfe nicht überleben können, bzw. 
unverantwortlich wie die Bundesrepublik in Deutschland selbst. 

Damit liegt offenkundig Nichtigkeit aller Verwaltungsakte der Bundesrepublik in Deutschland wegen 
Verantwortungslosigkeit vor. Und zwar auf Bundes-, Länder- und Kommunalebene. 

Von unverantwortlichen „Volksvertretern" politischer Parteien wird die Bundesrepublik in Deutschland mit 
unverantwortlichen Gesetzen gesteuert. 

Richter werden von unverantwortlichen „Volksvertretern" in Richterwahlausschüssen gewählt und auf das 
Grundgesetz für die Bundsrepublik in Deutschland vereidigt um anschließend „im Namen des Volkes" zu 
urteilen obwohl gemäß Grundgesetz nicht das deutsche Volk sondern „der Bund" in Rechte und Pflichten 
des „vereinigten Wirtschaftsgebiets" eingetreten ist. Wer oder was ist „Der Bund"? 

Die gesamte, über das PartG gesteuerte, Verwaltung der Bundesrepublik in Deutschland und der ihr 
nachgegliederten, Länder genannten, Verwaltungsbezirke ist in Folge der Unverantwortlichkeit 
offenkundig unverantwortlich organisiert, nichtig legitimiert und legalisiert. 

Von oben nach unten wird Unverantwortlichkeit weitergegeben und praktiziert. Jeder Bedienstete der 
Bundesrepublik in Deutschland hat wegen der organisierten Unverantwortlichkeit persönlich mit seinem 



privaten Vermögen zu haften! 

Rechtsverfolgung wurde durch § 5 (2) VwVfG unmöglich gemacht, so daß die Amtshaftung außer Kraft 
gesetzt ist und Art. 97 GG sowie der übergeordnete Art. 6, 13 EMRK, Recht auf faire 
Gerichtsverfahren und Recht auf wirksame Beschwerde, im unverantwortlichen System „Bundesrepublik in 
Deutschland" nicht verwirklicht werden können, denn es haftet niemand wenn beispielsweise anonyme, 
nichtstaatliche Richter Entscheidungen nicht unterschreiben und ladungsfähige Adressen von anonymen 
Polizisten geheim gehalten werden. 

Artikel 6 EGBGB Öffentliche Ordnung (ordre public) 

Eine Rechtsnorm eines anderen Staates ist nicht anzuwenden, wenn ihre Anwendung zu einem 
Ergebnis führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar 
ist. Sie ist insbesondere nicht anzuwenden, wenn die Anwendung mit den Grundrechten 
unvereinbar ist. 

Danach treten §§ 179, 823 BGB nach der salvatorischen Klausel des deutschen Rechts in Kraft. 

Wahlen, Bestimmungen, Ernennungen, Vereidigungen, Bestallungen der Bundesrepublik in Deutschland 
sind nichtig. Gleiches ist bei Urkunden die von „echten", staatlichen Beamten ausgestellt werden müssen 
der Fall wenn diese von nicht-staatlichen, Nicht-Beamten im Dienst der Bundesrepublik in Deutschland 
ausgestellt wurden. 

Menschenrechtsverletzungen werden von der BRD-Justiz durch unverantwortliche, nicht amtliche, privat 
haftende Personen in der Stellung von Richter begangen die tatsächlich keine „staatlichen" Richter sind und 
ihre Urteile und Entscheidungen, wie unmündigen Menschen, nicht selbst unterschreiben können 
und/oder wollen. 

Nach Art. 101 GG gilt, wer seine Entscheidung nicht unterschreiben kann, ist nicht prozeß-, partei-, rechts- 
und geschäftsfähig, also unmündig. Amtlicher Richter kann nur sein wer für die Entscheidung erforderlichen 
Wahrnehmungen und Entscheidungsvoraussetzungen selbstständig vornimmt und zwar in voller 
Verantwortung (Kissel, GVG, 3. Auflage 2001, § 16, u. a. Rn 64). 

Wenn Unterschriften fehlen, und dass ist bei Urteilen und Entscheidungen von Richtern der Bundesrepublik 
in Deutschland regelmäßig der Fall, liegt Unverantwortlichkeit vor die nicht prüffähig ist! 

Staatliche Gerichte müssen um rechtmäßige, staatliche Gerichte zu sein grundsätzlich in Übereinstimmung 
mit dem Gerichtsverfassungsgesetz vom 27.01.1877 in der Fassung vom 22.03.1924 (RGBl. I S. 299) und Art. 
140, 25, 1 GG aufgebaut sein. 

Mit dem „Überleitungsvertrag" genannten „Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen" wurde bei Überleitung des „vereinigten Wirtschaftsgebiets" zur Bundesrepublik in Deutschland 
Gerichten der Bundesrepublik in Deutschland „erlaubt die ihnen nach deutschem Recht zustehende 
Gerichtsbarkeit ausüben". Diese Erlaubnis wurde jedoch durch Aufhebung des § 15 des deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) wieder aufgehoben. 

Staatliche Gerichte sind der Bundesrepublik fremd (Kontrollratsgesetz Nr. 35 vom 20.08.1946 - Amtsblatt S. 
174 -, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 09.02.1950 - Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland S. 103- BT-Druck 16/5051 S. 5, Art. 4 des Gesetzes zur Bereinigung von Bundesrecht im 
Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Justiz.) 

Die Bundsrepublik in Deutschland repräsentiert als Verwaltung „des Bundes" nicht den Staat Deutschland. 
Sie hat keine Verfassung, kein Staatsgebiet, keine Staatsbürger, keine staatlichen Gerichte, keine 
Staatsanwaltschaft, keine verantwortlichen, amtlichen, staatlichen Richter, keine staatlichen Staatsanwälte 
und auch keine Staatsbeamte. Die Bundesrepublik kann als nur teilrechtsfähige, reine Verwaltung keine 
Ämter vergeben. 

Öffentliche Urkunden sind keine amtlichen Urkunden. Es liegen mehrdimensionale nichtige 
Verwaltungsakte von unverantwortlichen Personen, die sich Ämter anmaßen, vor. 

Es ist schweres kollektives Irresein ist, selbst wenn es als solches rational erkannt ist, nicht einfach zu heilen. 



Eine Gesellschaft, in der Menschenrechte nur Lüge sind und in der Menschenrechtsverletzungen vorsätzlich 
gegen das Bekenntnis des Volkes begangen werden und auch nicht strafbar sind, marschiert in Schwachsinn 
und Ruin. 

Die von den Alleiirten eingerichteten, und heute „Länder" genannten, Verwaltungsbezirke der 
Bundesrepublik in Deutschland sind ebenso nicht rechtsfähig. 

Obwohl gemäß Artikel 140 GG Vereinigungen die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung 
zur Aufgabe gemacht haben Religionsgesellschaften gleichgestellt sind und obwohl das deutsche Volk 
gemäß Artikel 1 GG eine Vereinigung ist die sich zu den Menschenrechten als Weltanschauung bekennt 
gibt es das Schulfach „Menschenrechte" in Schulen der Bundesrepublik, im Gegensatz zum 
Religionsunterricht, nicht. 

Schulische Ausbildung über die allgemeinen Menschenrechte ist gemäß Grundgesetz Art 1 (2), 7(3), 140 GG 
in Verbindung mit Art. 137 (7) WRV an ordentlichen Schulen Pflicht. 

Staatsbürger Deutschlands werden als Wähler der Geschäftsführung der Verwaltung „Bundesrepublik in 
Deutschland" jedoch entgegen (oder wegen) Art. 21 GG in Menschenrechten nicht ausgebildet (Art. 7 (3) 
GG). Lehrer der so genannten Bundesrepublik (die keine Republik ist) werden auf ein nichtig praktiziertes 
Grundgesetz vereidigt, so daß abgeschlossene Schulausbildungen nicht erreicht werden können. 

An Stelle der Menschenrechte als kleinsten gemeinsamen Nenner der gesamten Menschheit werden zur 
Spaltung der Menschen, zur Förderung von Religionskriegen, devide et impera, Talmud, Bibel und Koran 
unterrichtet. Die Bundesrepublik kennt kein Amt und keine Behörde für Menschenrechte. Es gibt keine 
Meinungsbildung zur Wahrung, Förderung, Umsetzung und zum Schutz der Menschenrechte. 

Das System „Bundesrepublik in Deutschland", das als provisorische Übergangsverwaltung ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit aus dem Bizonenvertrag vom 01.01.1947 hervorgegangen ist, erfüllt seine 
grundgesetzliche, verfassungsmäßige Aufgabe als unabhängiger, unparteilicher und weisungsfreier Staat 
nicht. Das System Bundesrepublik hat keine Rechtsfähigkeit und keine Rechtsverbindlichkeit für die in 
Deutschland lebenden Menschen. 

http://www.bundestag.de/dokumente/analysen/2008/rittersturzkonferenz.pdf 
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Vergleich. Art. 1 GG - Menschenrecht 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen 
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der 
Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung 
als unmittelbar geltendes Recht. 

Beweis: Bundestag Pet 4-16-07-4500-045045 

Menschenrechtsverletzungen sind für die unrechtmäßig organisierte Verwaltung der BRD, bzw. des 
„Bundes" nicht strafbar. Der Bundestag sieht entgegen Artikel 1 Grundgesetz keinen Anlass 
Menschenrechtsverletzungen als Straftatbestand in das Strafgesetzbuch aufzunehmen. 

Die Bundesrepublik, bzw. „Der Bund" schützt entgegen Äußerungen seiner Politiker als Geschäftsführer die 
Rechte der ihrem gemäß Haager Landkriegsordnung Schutzbefohlenen Menschen (Menschenrechte) nicht. 

Vergleich. Art. 1 Grundgesetz - Menschenrecht (Rechte der Menschen) 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. 
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Strafen nach dem Strafgesetzbuch 



Beschlussempfehlunq 



Das Petitionsverfahren abzuschließen. 



Begründung 



Der Petent fordert die Aufnahme von Menschenrechtsverletzungen als Straftatbe - 
stand in das Strafgesetzbuch. 

Der Petitionsausschuss hat die Eingabe zur Kenntnis genommen und geprüft. Er 
sieht auf Grund der vorliegenden Eingabe jedoch keinen Anlass, das von dorn Peten- 
ten vorgetragene Anliegen zu unterstützen . 

Der Petitionsausschuss empfiehlt daher, das Petitionsverfahren abzuschließen. 



Gemäß Petition Pet 4-16-07-4500-045045 verstößt der Bund / die Bundesregierung / Bundestag gegen den 
verpflichtenden Auftrag des Grundgesetzes Artikel 1 (1) und 1 (2) und gegen das Bekenntnis des deutschen 
Volkes zu den Menschenrechten. 

Tiere mit dem juristischen Status von Sachen haben keine Menschenrechte. Für die Verwaltung 
Bundesrepublik haben Menschen wie Tiere und Sklaven den juristischen Status von Sachen. Sachen und 
und Gegenstände haben kein Bewusstsein und keine eigene Meinung. Der Bundespersonalausweis ist kein 
Personenausweis und auch kein Nachweis für die deutsche Staatsbürgerschaft. Menschen werden von der 
Verwaltung Bundesrepublik im Profit-Center Deutschland als Humankapital/Menschenmaterial wie Tiere 
ohne Menschenrechte verwaltet und profitorientiert bewirtschaftet. 

Ohne kontrollierende „staatliche" Gewalt besteht für die Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" 
keine Verpflichtung die Rechte der Menschen (Menschenrechte) zu schützen. Deshalb wurde das 
„Deutsche Amt für Menschenrechte" als kontrollierende „staatliche" Gewalt geschaffen! 

Dies war erforderlich weil Bürger Deutschlands immer mehr mit der Lüge der Menschenrechte betrogen 
werden. Sie zahlen Steuern und Abgaben an die Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" als 
Assekuranzsystem in dem Glauben das diese ihre Rechte schützt während es sich ungebildete Bedienstete 
der „Bundesrepublik in Deutschland" gleichzeitig leisten können Menschenrechte der Bürger Deutschlands 
zunehmend stärker zu verletzen weil Menschenrechtsverletzungen für die Verwaltung der Bundesrepublik 
in Deutschland kein Straftatbestände sind. 

Weil seit 1949 Menschenrechte weder unterrichtet noch praktiziert werden, sind fast alle Bürger als 
Wähler in Bezug auf Menschenrechte ohne vollständige schulische Bildung und ohne wesentliche Bildung 
im Staatswesen in dem die Macht von Volk auszugehen hat. Die Folge ist dass Bürger Machtherrschaft mit 
Menschenrechtsherrschaft verwechseln. 



Petition Pet 4-16-07-4500-045045 



Planmäßige Konditionierung durch fehlerhafte schulische „Bildung" hat zur Folge, daß Bürger als Wähler 
„glauben" Demokratie sei mit den Menschenrechten identisch. Wegen dieser planmäßigen Irreführung 
fehlen den Bürgern grundsätzliche Voraussetzungen zur Teilnahme an demokratischen Wahlen! 

Demokratische Wahlen der Geschäftsführung der Verwaltung Bundesrepublik in Deutschland sind wegen 
nicht Unterrichtung der Menschenrechte in Schulen und wegen Politikerlügen von Menschenrechten 
ungültig weil Staatsbürgern als Wählern entgegen dem Transzendenzbezug gemäß Artikel 1 GG ihr 
Bekenntnis, aus dem sie sich als Volk und Staat ableiten, nicht kennen. 

Die fehlende Menschenrechtspraxis bedeutet für das Grundgesetz, daß 

• Legislative, Judikative und Exekutive hierarchisch von unverantwortlichen Vereinen in Bund, 
Ländern und Kommunen geschäftsmäßig betrieben und nicht regiert werden. 

• Legislative, Judikative und Exekutive kein unmittelbares Recht besitzen und es kein Recht auf ein 
Gesetz und kein Gesetz auf das Recht gibt (Zitiergebot). 

• Legislative, Judikative und Exekutive illegal organisiert sind und die Vereidigungen auf Grundgesetz 
und Landesverfassungen ungültig und nichtig sind. 

Die Gewalten Legislative, Judikative und Exekutive sind rechtswidrig tatsächlich nicht ausreichend getrennt. 

Rechtswidrige Anwendung von Gewalt ist Terror. 

Mitglieder des Netzwerks Menscherecht können sich als natürliche Personen gemäß öffentlicher 
Personenstandserklärung nicht von Rechtsunfähigen dauerhaft terrorisieren lassen. 

Weil die Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" Menschenrechte nichtig praktiziert kann von der 
Körperschaft des öffentlichen Menschenrechts „Deutsches Amt für Menschenrechte" die Rechtsfähigkeit 
von Behörden der Verwaltung der „Bundesrepublik in Deutschland" geprüft werden (§ 245 ZPO), . 

Bei sogenannten „Beamten" der Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" sind 
Menschenrechtsverletzungen durch Rechtsbeugung und Amtsanmaßung offenbar an der Tagesordnung. 

Die Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" ist auf Grund der Unverantwortlichkeit durch Parteilichkeit 
(§ 5 (2) VwVfG) unter Vorsatz nicht in der Lage, selbst das einfache Recht bei Menschenrechtsverletzungen 
zu erkennen. 

Für behördlich-öffentliche Urkunden der Bundesrepublik gilt § 129 BGB. 
BGB § 129, Öffentliche Beglaubigung 

(1) Ist durch Gesetz für eine Erklärung öffentliche Beglaubigung vorgeschrieben, so muss die 
Erklärung schriftlich abgefasst und die Unterschrift des Erklärenden von einem Notar beglaubigt 
werden. Wird die Erklärung von dem Aussteller mittels Handzeichens unterzeichnet, so ist die in § 
126 Abs. 1 vorgeschriebene Beglaubigung des Handzeichens erforderlich und genügend. 

(2) Die öffentliche Beglaubigung wird durch die notarielle Beurkundung der Erklärung ersetzt. 

Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei 
verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist. 

Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen ist ein Verwaltungsakt nichtig: 

• der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die Aushändigung einer Urkunde (Urteil) erlassen werden 
kann, aber dieser Form nicht genügt (§ 129 BGB, § 34 VwVfG) 

• den eine Behörde außerhalb ihrer begründeten Zuständigkeit erlassen hat, ohne dazu ermächtigt zu 
sein 

• der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die einen Straf- oder Bußgeldtatbestand 
verwirklicht (Insolvenzschutz, § 130 StGB) 

• der gegen die guten Sitten verstößt (Verfassungswidrig- und Verfassungsfeindlichkeit) 

• Der Verstoß gegen die öffentliche Beurkundung setzt keine Notfrist, auch keine andere Frist, in Gang 
(BGH NJW 95, 933, Art 6 EGBGB). 



„Die öffentliche Urkunde im Sinne von § 415 ZPO ist nur ein Beglaubigungsvermerk." 

Verwaltungsakte (Entscheidungen, Urteile, Beschlüsse der „Behörden") sind nicht rechtsfähige Akte, wenn 
die öffentliche Unterschriftsbeglaubigung nicht der Form entspricht. 

Rechtskraft kann durch nichtige Entwürfe nicht erwachsen. Damit scheiden Vollstreckungen von nichtigen 
Verwaltungsakten in jedem Verfahren aus, wenn keine ermächtigende Vollmacht „rechtsbeugerische 
Menschenrechtsverletzungen durch Amtsanmaßung zu begehen" nach § 179 BGB vorliegt. 

Eine solche Vollmacht gibt es nicht, deswegen haften alle Bediensteten von Behörden der 
„Bundesrepublik in Deutschland" persönlich und privat! 

Das Entziehungsverbot der Erklärungs- und Vorlagepflicht richtet sich nicht nur an den Gesetzgeber und die 
Verwaltung, sondern an die Gerichte selbst. Eine vorgetäuschte oder behauptete Zuständigkeit bei einer 
Unzuständigkeits- und Nichtigkeitsrüge wäre als willkürlicher Entziehungsakt zu werten (BVerfG NJW 1954, 
593 = MDR 1954, 282; Kern - Der gesetzliche Richter 203 ff.). Denn staatliche Gerichte müssen, um Amt zu 
sein, grundsätzlich in Übereinstimmung mit dem Gerichtsverfassungsgesetz vom 27.01.1877 in der Fassung 
vom 22.03.1924 (RGBl. I S. 299) nach Art. 1, 25, 140 GG aufgebaut sein, also nach dem aufgehobenen § 15 
GVG. 

Staatliche Gerichte sind der Bundesrepublik in Deutschland fremd (Kontrollratsgesetz Nr. 35 vom 
20.08.1946 (Amtsblatt S. 174), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 09.02.1950 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission für Deutschland S. 103 - BT-Druck 16/5051 S. 5, Art. 4 des Gesetzes zur Bereinigung von 
Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Justiz). Bei Streitigkeiten 
verfassungsrechtlicher Art besteht eine Zuständigkeitserklärungspflicht (§§ 16, 17a GVG (BGH: Xa ARZ 
283/10 vom 09.12.2010). 

Verstoß gegen Erklärungs-, und Vorlagepflichten sowie verbotene Eigenmacht der Weiterführung von 
Belästigungen/Nötigungen/Erpressungen durch einen Verwaltungsakt löst vorsätzlichen 
Strafschadensersatz von 250.000,00 Euro/Person/Vorfall (zweihundert-fünfzigtausend) selbstschuldnerisch 
und sofort vollstreckbar von den beteiligten Bediensteten der Bundsrepublik in Deutschland aus, denn es 
liegt offenkundig Stillstand der staatlichen Rechtspflege vor (§ 15 GVG, §§ 245, 291 ZPO). 

§ 179 BGB Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht 

Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er nicht seine Vertretungsmacht nachweist, dem 
anderen Teil nach dessen Wahl zur Erfüllung oder zum Schadensersatz verpflichtet, wenn der Vertretene die 
Genehmigung des Vertrags verweigert. 

• § 823 BGB Schadensersatzpflicht 

• Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das 
Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen 
zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Die gleiche Verpflichtung trifft 
denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist 
nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so 
tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein. 

Grundlagen: 

• GG = Grundgesetz für die Bundesrepublik 

AEMR = Allgemeine Erklärung der Menschenrechte v. 10.12.1948 

• IPBPR = Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte v. 19.12.1966 

• EMRK = Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten v. 4.11.1950 

• EcoSoC = Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte v. 
19.12.1966. 



UMRG= Universales Menschenrechtsgesetz v. 22.11.2009 



Grundlage des Unterlassungs- und Gewaltschutzgesetz bilden die Grundsätze der vollen Wirksamkeit des 
Gemeinschaftsrechts (effet utile) nach Völkerrecht, des effektiven Rechtsschutzes des Einzelnen und der 
Gemeinschaftstreue der Mitgliedsstaaten nach Völkerrecht der Haftung. Das gilt insbesondere für die 
universalen Menschenrechte. Die Voraussetzungen der Haftung, wie sie entwickelt wurden, sind unter 
folgenden Voraussetzungen gegeben (vgl. Maurer S. 828 ff. (UN-RES A/Res/56/83 - Strafschadensersatz)): 

(1) Es muß eine gemeinschaftliche Rechtsnorm (Menschenrecht) verletzt worden sein, die (auch) 
dem Einzelnen subjektive Rechte verleiht. 

(2) Es muß ein „hinreichend qualifizierter Rechtsverstoß" vorliegen. 

(3) Der Rechtsverstoß muß für den Schadenseintritt unmittelbar ursächlich sein, wobei die 
Adäquanztheorie gelten soll. 

Das Hochkommissariat wird nach dem Unterlassungs- und Gewaltenschutzprinzip und nach der objektiven 
Lehre für das bürgerliche Volk gemäß den UMR-Gesetzen tätig, um 

1. den Verantwortlichen für sein Verhalten zu bestrafen ( Repression ), 

2. ihn davon abzuhalten, erneut dieses rechtswidrige Verhalten fortzusetzen ( Spezialprävention ) und 

3. auch andere davon abzuhalten ( Generalprävention ). 

Laut Grundgesetz dürfen Legislative, Judikative und Exekutive der Bundesrepublik in Deutschland nur unter 
der Bedingung Gesetze beschließen, anwenden und vollstrecken, dass die Menschenrechte praktiziert 
werden und die Gewalt rechtsfähig ist. 

Staaten, Völker, Menschen, Sprachen, Dialekte, Währungen, Kulturen, Religionen, Weltanschauungen, 
Staatsformen und insbesondere Demokratien der Welt sind nicht identisch. 

Der kleinste gemeinsame Nenner der Menschheit ist das universale Menschenrecht. 

Das Volk bekennt sich zu den Menschenrechten (Art. 1 GG). Der „Bund" tritt nur in Rechte und Pflichten 
der Verwaltung des vereinigten Wirtschaftsgebiets ein (Art. 133 GG). 

Das Grundgesetz ist eine Aufbau- und Ablaufbeschreibung der Bundesrepublik, es trennt das Volk von der 
demokratischen Wirtschaft! 

Es existieren auf dem Territorium Deutschlands zwei Systeme: 

1. Deutschland als handlungsunfähiger Staat. 

2. die Bundesrepublik als improvisierte Verwaltung. 

Beide Systeme haben verschiedenen Rechte und Pflichte. Das ist ein unhaltbarer Zustand, wobei 
Menschenrechte von der Verwaltung „Bundesrepublik in Deutschland" bisher nur behauptet und 
vorgetäuscht wurden (Deutscher Bundestag WD 1 3010 - 038/08)! 

Ohne die Menschenrechte tatsächlich zu praktizieren haben Legislative, Judikative und Exekutive kein 
unmittelbar geltendes Recht. Sie können also weder Gesetze erlassen, anwenden oder aus diesen 
vollstrecken. Sie dürfen als öffentliche Hoheit nur verwalten (§1 VwVfG). 

Der Staat wird vom Volk repräsentiert. Alle Macht geht vom Volk aus. 

Deshalb ist das Amt für Menschenrechte das Prärogativorgan als Grundrechtsträger gemäß 
Transzendenzbezug des Grundgesetzes. 

Das Völkerrecht hat absolute Beweiskraft (Art. 25 GG). Es wird vermutet, daß jeder, der sich im 
Bundesgebiet aufhält, Kenntnis von den Menschenrechten hat (Art. 140, 1, 7 (3) GG). «« 
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